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Rettungsanker für das
Umlageverfahren

Kinderabhängige Rente

Das Umlageverfahren in der gesetzlichen Rentenversicherung lässt sich
durch eine Kombination aus beitragsbezogener und an die Zahl der eige-
nen Kinder gekoppelter Rente demographiefest machen. Ein entsprechen-
des Modell hat jetzt das Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) vorge-
stellt. Die Idee dahinter: Wer keine Kinder erzieht, hat gegenüber zukünfti-
gen Beitragszahler-Generationen auch keinen vollen Rentenanspruch –
sondern nur in der Höhe, in der man sich indirekt, etwa über Steuerzahlun-
gen, an den Kindererziehungskosten anderer beteiligt. Das sind nach den
Berechnungen des Instituts für Weltwirtschaft 45 Prozent. Umgekehrt wer-
den 55 Prozent der Kosten, die Kinder verursachen, von den Familien privat
geschultert. Überträgt man diese Relation auf das vom IW vorgeschlagene
Rentenmodell, hätte etwa im Jahr 2003 ein Durchschnittsrentner mit seinen
Beiträgen einen Rentenanspruch in Höhe von 429 Euro (45 Prozent der
damaligen durchschnittlichen Monatsrente von 954 Euro) erworben. Blei-
ben 525 Euro (55 Prozent), die bei durchschnittlich 2,16 Kindern nur an
Eltern gezahlt werden – pro Kind also 243 Euro.

Die kinderabhängige Rente würde das Problem der mit den zunehmenden
Rentnerzahlen steigenden Ausgaben der Rentenkasse lösen. Denn im Jahr
2030 beliefe sich das kinderbezogene Altersgeld bei durchschnittlich 1,63
Kindern je Frau eben im Schnitt nur noch auf 396 Euro. Zudem sinkt mit der
rückläufigen Geburtenrate auch die im IW-Modell an den steuerfinanzierten
Kindererziehungskosten festgemachte beitragsbezogene Rente. Unterm Strich
würden die Ausgaben der Rentenversicherung bis 2030 nur um 5 Prozent
klettern, obwohl die Zahl der Rentner bis dahin um 40 Prozent ansteigt.

Jochen Pimpertz: Alterssicherung im Drei-Generationenvertrag – Zur Berücksich-
tigung der Kindererziehung in der umlagefinanzierten Sozialversicherung,
IW-Positionen Nr. 14, Köln 2005, 48 Seiten, 11 Euro. Bestellung über Fax: (02 21)
49 81-4 45 oder im Internet unter: www.divkoeln.de
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Rettungsanker für das Umlageverfahren
Kinderabhängige Rente

Quellen: Council of Europe, Birg (2001)
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Kinder in Deutschland: Oft Fehlanzeige
So viel Prozent der Frauen dieses Geburtsjahrgangs haben ...
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Die gesetzliche Altersrente steht auf
tönernen Füßen – denn aufgrund der
längeren Lebenserwartung und der nied-
rigen Geburtenraten müssen immer we-
niger Erwerbspersonen immer mehr Se-
nioren versorgen (Grafik):

Die Frauen des Geburtsjahrgangs
1940 bekamen noch durchschnittlich
zwei, die 1965 geborenen aber ledig-
lich 1,5 Kinder.

Die Eltern des Jahrgangs 1940 sind
heute im Ruhestand. Ihr Nachwuchs steht
im Berufsleben und zahlt Rentenbeiträge,
aus denen Vaters und Mutters Rente
ebenso finanziert wird wie die der ver-
gleichsweise wenigen Kinderlosen. Wenn
die Eltern des Jahrgangs 1965 im Jahr

Das Umlageverfahren in der gesetzlichen Rentenversicherung lässt
sich durch eine Kombination aus einer beitragsbezogenen und einer
an die Zahl der eigenen Kinder gekoppelten Rente demographiefest
machen. Ein entsprechendes Modell hat jetzt das Institut der deut-
schen Wirtschaft Köln (IW) vorgestellt. Denn aufgrund der demogra-
phischen Entwicklung müssen immer weniger Kinder sowohl die eige-
nen Eltern als auch die Kinderlosen im Alter versorgen. Das ist mit
dem bisherigen Verfahren finanziell nicht mehr zu schultern. Der
Umstieg auf die teils kinderabhängige Rente macht das Umlage-
verfahren nicht zuletzt deshalb unabhängig von der Demographie,
weil dann Ansprüche überwiegend in dem Umfang entstehen, wie in
der Vergangenheit für Nachwuchs gesorgt wurde.*)

2030 in Rente gehen, müssen im Ver-
hältnis ein Viertel weniger Kinder für
ihre Renten aufkommen.

Weil die Ruhegelder aus den laufen-
den Einnahmen, also per Umlagever-
fahren finanziert werden, scheint es bis-
her nur drei Auswege aus dieser Demo-
graphiefalle zu geben: Entweder steigen
die Beitragssätze, oder das Rentenniveau
sinkt. Oder man entscheidet sich wie die
Bundesregierung für eine Kombination
aus beidem. Danach soll das Brutto-
rentenniveau – die Standardrente vor
Steuern und Sozialabgaben bezogen auf
das durchschnittliche Bruttogehalt – bis
zum Jahr 2030 von aktuell 48 auf 40
Prozent sinken. Der Beitragssatz soll

dadurch nur moderat steigen – von der-
zeit 19,5 auf maximal 22 Prozent. Als
Beitragsbremse fungiert vor allem der
so genannte Nachhaltigkeitsfaktor:

Verschlechtert sich das Verhältnis
von Beitragszahlern zu Rentnern, stei-
gen die Renten nicht so stark wie die
Einkommen der Erwerbstätigen.

Damit können zwar die Rentenbei-
träge einigermaßen in Schach gehalten
werden. Aber auch Familien mit Kindern
müssen die Suppe auslöffeln, die ihnen
andere durch Kinderlosigkeit eingebrockt
haben. Schließlich sorgen Eltern für den
Nachwuchs, der die Rentenbeiträge zahlt,
wenn sie selbst in den Ruhestand wech-
seln. Derzeit werden sie aber für die
Kinderarmut anderer mit einem niedri-
geren Rentenniveau bestraft. Das trifft
zwar auch die Kinderlosen. Diese tragen
aber weniger Erziehungskosten und kön-
nen so leichter Kapital zur ergänzenden
Vorsorge ansparen.

Das Umlageverfahren funktioniert
nur mit drei Generationen – Kindern,
Erwerbstätigen und Ruheständlern. Da-
bei müssen die Jahrgänge im Erwerbs-
alter zwei Seiten bedienen: Sie zahlen
in die Rentenversicherung ein, um die
Elterngenerationen zu versorgen. Und
sie investieren Geld und Zeit in den
Nachwuchs, der in Zukunft, wenn sie
selber auf dem Altenteil sitzen, die Al-
tersversorgung garantiert.

Dabei sind Paare mit Kindern keine
Randerscheinung. Jede dritte Frau hat
nach wie vor zwei Kinder, jede fünfte
Frau drei und mehr Sprösslinge. Aller-
dings wächst der Anteil der kinderlosen
Frauen, weil vielen Paaren schon ein
Racker zu viel Arbeit macht, Geld kos-
tet, die private Karriereplanung durch-
einander bringt und – letztlich – für die
Höhe der späteren Rente so gut wie
keine Rolle spielt.

Daran muss sich etwas ändern, wenn
die Rente auch in Zukunft sicher sein
soll: Wer keine Kinder erzieht, hat ge-

Vgl. Jochen Pimpertz: Alterssicherung im Drei-Generationen-
vertrag – Zur Berücksichtigung der Kindererziehung in der
umlagefinanzierten Sozialversicherung, IW-Positionen Nr. 14,
Köln 2005, 48 Seiten, 11,00 Euro. Bestellung über Fax: (02
21) 49 81-4 45 oder im Internet unter www.divkoeln.de
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ab 2030: Projektion
Zwei-Generationenmodell und beitragsbezogene Rente: einschließlich Beitrag zur Kranken- und Pflegeversicherung der 
Rentner Nachhaltigkeitsfaktor: Annahme, der Nachhaltigkeitsfaktor bremst die Rentenanpassung um durchschnittlich 0,5 Prozent-
punkte pro Jahr gegenüber den Durchschnittsentgelten
Drei-Generationenmodell: Annahme, dass 45 Prozent aller Kindererziehungskosten aus dem allgemeinen Steuerauf-
kommen finanziert und 55 Prozent aller Kindererziehungskosten privat getragen werden
Ursprungsdaten: Council of Europe, Rosenschon (2001), Statistisches Bundesamt,
Verband Deutscher Rentenversicherungsträger
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Renten: Die Kinder zählen mit
Beim Modell des Drei-Generationenvertrags, in dem die Rente auch von der Anzahl der eigenen
Kinder abhängt und nicht nur von den eingezahlten Beiträgen, können die Gesamtausgaben der
gesetzlichen Rentenversicherung deutlich reduziert werden (ohne Rentenanpassungen).

Status quo – Zwei-Generationenmodell
mit Nachhaltigkeitsfaktor,
der ab 1. Juli 2005 greift

Drei-Generationenmodell

für beitragsbezogene Renten
für kinderabhängige Rente

Rente pro eigenes Kind in Euro pro Monat

Ausgaben der Rentenversicherung in Milliarden Euro

Modell-Annahmen

Im jeweiligen Jahr zu versorgende Rentner in Millionen

Geburtenrate (Kinder je Frau) der jeweiligen Rentnergeneration

durchschnittliche Rente in Euro pro Monat
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genüber zukünftigen Beitragszahler-
generationen auch keinen vollen Ren-
tenanspruch – sondern nur in der Höhe,
in der er sich indirekt an den Kinder-
erziehungskosten anderer beteiligt hat.
Das sind nach den Berechnungen des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft 45
Prozent. So werden Schulen und Hoch-
schulen z.B. durch Steuern finanziert,
die auch Kinderlose zahlen. Dazu
kommt, dass Singles in eine höhere Steu-
erklasse eingeordnet sind.

Umgekehrt heißt das: 55 Prozent der
Kosten, die mit dem Großziehen von
Kindern verbunden sind, werden von
den Familien privat geschultert – dabei
sind staatliche Vergünstigungen wie Kin-
dergeld oder Ehegattensplitting bereits
berücksichtigt. Übertragen auf das vom
IW Köln vorgeschlagene Rentenmodell
heißt das:

Rund 45 Prozent der Renten wer-
den künftig beitragsbezogen ausge-
schüttet und 55 Prozent  in Abhängig-
keit von der individuellen Kinderzahl.

Was das in Euro und Cent bedeutet,
verdeutlicht eine Modellrechnung bezo-
gen auf die Durchschnittsrente des Jah-
res 2003; das waren damals 954 Euro im
Monat. Dabei wurden sowohl die Alters-
als auch die Witwen- und die Erwerbs-
unfähigkeitsrenten berücksichtigt.

Nach dem IW-Modell hätte ein
Durchschnittsrentner im Jahr 2003 mit
seinen Beiträgen einen Rentenanspruch
in Höhe von 429 Euro (45 Prozent) er-
worben. Bleiben 525 Euro (55 Prozent),
die bei durchschnittlich 2,16 Kindern
gezahlt werden – pro Kind also 243
Euro (Grafik).

Anders als heute hängt die Höhe der
eigenen Rente nicht mehr nur von den
Einzahlungen in der Vergangenheit ab,
aus denen die Elterngeneration versorgt
worden ist (zwei Generationen). Son-
dern es zählt eben auch die Anzahl der
eigenen Kinder, sprich der zukünftigen
Beitragszahler (drei Generationen).

Die kinderabhängige Rente löst – ne-
ben der Gerechtigkeitsfrage – auch ein
weiteres Grundproblem der Renten-
kasse: die mit den zunehmenden Rent-
nerzahlen steigenden Ausgaben. Selbst
mit Nachhaltigkeitsfaktor würden die
Ausgaben der Rentenkassen für die
Rentner des Jahres 2030 preisbereinigt

auf über 273 Milliarden Euro steigen;
knapp 50 Milliarden mehr als heute.

Im Drei-Generationenmodell ergibt
sich dagegen eine merklich geringere Be-
lastung, weil mit der niedrigeren Kinder-
zahl zukünftiger Rentnergenerationen
auch die Rentenansprüche nicht so stark
zulegen. Lässt man Rentenanpassungen
außen vor, bedeuten im Jahr 2030 durch-
schnittlich 1,63 Kinder je Frau und 243
Euro Kinderrente je Sprössling pro Rent-
ner eben durchschnittlich nur 396 Euro
kinderabhängige Rente, und nicht wie
heutzutage 525 Euro.

Hinzu kommt, dass auch die beitrags-
bezogene Rente niedriger ist. Denn die
Geburtenrate des Rentnerjahrgangs
2030 ist um ein Viertel niedriger als die
der heutigen Rentenbezieher – also wa-
ren auch die aus Steuermitteln finan-
zierten Ausgaben für Schulen etc. um

den gleichen Faktor geringer. Entspre-
chend wird die beitragsbezogene Rente
gekürzt, die im IW-Modell an den steuer-
finanzierten Kindererziehungskosten
festgemacht wird. Die Folge:

Obwohl die Zahl der Rentner bis
zum Jahr 2030 um 40 Prozent an-
steigt, klettern die Ausgaben der Ren-
tenversicherung „nur“ um 5 Prozent.

Auch langfristig hat das Modell sei-
nen Charme: Wer heute ins heiratsfähi-
ge Alter kommt und in den Beruf ein-
steigt, der wird sich mit der gesetzli-
chen Rentenversicherung auch im Jahr
2050 kaum schlechter stellen als heute
– sofern er mindestens zwei Kinder
großzieht. Kinderlose und Eltern mit
nur einem Kind müssen dagegen privat
Geld fürs Alter ansparen – und werden
damit ebenso wie die Eltern von zwei
Seiten in die Pflicht genommen.


